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Umsetzung des Strukturstärkungsgesetzes Kohleregionen – Rah-

menbedingungen für das Förderverfahren im Rheinischen Revier: 

Flexibilisierung des Mittelabflusses in der Landeskomponente und 

Finanzierung von Vorhaben der Tagebauumfeldinitiativen 

 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

die Landesregierung hat heute meinen Vorschlag gebilligt, in der detail-

lierten Budgetplanung für das Förderverfahren im Rheinischen Revier 

eine sog. „Flexibilitätsreserve“ in Höhe von rund 430 Mio. EUR zu bilden, 

die von allen Ressorts genutzt werden kann. 

Darüber hinaus hat die Landesregierung dem Vorschlag für ein Förder-

angebot „Empowerment Tagebauumfeld“ zugestimmt und gebeten, die-

ses zu veröffentlichen. Die Finanzierung der Projekte aus diesem Förder-

angebot soll aus der Flexibilitätsreserve erfolgen. 

Die Flexibilitätsreserve betrifft die Finanzhilfen des Bundes in der Landes-

komponente in der bis 31. Dezember 2026 laufenden ersten Förderperi-

ode. Diese Finanzhilfen sind per Gesetz an feste Beträge in drei festste-

henden Förderperioden gebunden. Für die erste Förderperiode stehen in 

der Landeskomponente 2,035 Mrd. EUR zur Verfügung. Sie werden vom 

Bund ausschließlich für „besonders bedeutsame Investitionen der Länder 

und ihrer Gemeinden und Gemeindeverbände“ zur Verfügung gestellt. 

Bei der fortlaufenden Kontrolle der detaillierten Budgetplanung hat sich 

gezeigt, dass sich die Projektumsetzung durch die Vorhabenträger auf-

grund des langen planerischen Vorlaufs von großen investiven Vorhaben 
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sukzessive in Folgezeiträume und damit auch in die zweite Förderperiode 

(2027 bis 2032) verschiebt. Um die so frei gewordenen Finanzhilfen der 

ersten Förderperiode möglichst vollständig in Anspruch nehmen zu kön-

nen, muss die landesinterne Systematik für die Nutzung der Finanzhilfen 

frühzeitig erheblich flexibler ausgestaltet werden. Dies wird mit der Ent-

scheidung des Kabinetts für eine Flexibilitätsreserve ermöglicht. 

Die aus der Flexibilitätsreserve finanzierten Vorhaben müssen bis zum 

31. Dezember 2026 bewilligt und bis zum 31. Dezember 2029 umgesetzt 

sein sowie – unverändert – einen Beitrag zur Erreichung der Ziele und 

Meilensteine der Revierverträge und damit zum Wirtschafts- und Struk-

turprogramm erbringen. Auswahl und Qualifizierung der Vorhaben erfol-

gen über das im Mai 2023 zielgenauer ausgerichtete, beschleunigte und 

vereinfachte Dialogverfahren. 

Zudem haben bereits in 2023 Landesregierung, Zukunftsagentur Rheini-

sches Revier und die drei Tagebauumfeldinitiativen Gesellschaft Neuland 

Hambach, Zweckverband Landfolge Garzweiler und Entwicklungsgesell-

schaft indeland GmbH ein Verfahren gestartet, um Vorhaben zu identifi-

zieren und gemeinschaftlich zu konkretisieren, die einen strukturpoliti-

schen Impuls geben und so frühzeitig Entwicklungsperspektiven für die 

Tagebauumfelder eröffnen können. Um die Projektideen möglichst zeit-

nah in die Förderung bringen zu können, wird das Land ein Förderange-

bot für die Tagebauumfeldinitiativen veröffentlichen. Der Schwerpunkt der 

bekannten Projektideen liegt im investiven Bereich und kann – soweit die 

Vorhaben bis Ende 2029 umgesetzt werden können – aus der Flexibili-

tätsreserve Mittel bis zu 200 Mio. EUR verwenden. 

Ich bitte Sie um diesbezügliche Unterrichtung der Mitglieder des Aus-

schusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie sowie um 

Vormerkung eines entsprechenden Tagesordnungspunktes für einen er-

gänzenden mündlichen Bericht im Rahmen der Ausschusssitzung am 4. 

September 2024. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Mona Neubaur MdL 


